
In einem Rechtsstaat ist die rechtliche Grundlage auch der staat­
lichen Auslandshilfe von Wichtigkeit. 
Bei uns hat die gesamte staatliche Auslandshilfe als einzige gesetz­
liche Grundlage das jährliche Budget. Man wird wohl sagen können, 
daß dadurch die Rechtsstaatlichkeit vollständig gewahrt ist. Es frägt 
sich natürlich, ob es n icht zweckmäßig wäre, der Auslandshilfe einen 
besonderen gesetzlichen Rahmen zu geben. Damit könnten der Regie­
rung Richtlinien bzw. Vorschriften gegeben werden, wie sie diese 
Hilfe zu verwenden hat; auch eine stärkere parlamentarische Kon­
trolle wäre dadurch möglich. Bis jetzt wird die gesamte Hilfe jeweils 
nach dem Gutdünken der Regierung verteilt. Allerdings wird der 
Stiftung «Liechtensteinischer Entwicklungsdienst» von der Regierung 
einige Kompetenz eingeräumt, ohne daß dies gesetzlich verankert 
wäre. In den meisten andern Ländern wird die Auslandshilfe durch 
besondere gesetzliche Bestimmungen geregelt. Allerdings wird man 
sich auch fragen müssen, ob unsere überschaubaren Verhältnisse und 
damit unsere «informellen, demokratischen Kontrollmechanismen» 
ein solches Gesetz nicht erübrigen. 
Der Vollständigkeit sei hier noch erwähnt, daß Liechtenstein einigen 
internationalen Abkommen mit humanitären Inhalt beigetreten ist.38 

39 Hier seien vor allem die vier Genfer Abkommen von 1949 (LGBl. 1950/19) 
und das Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (LGBl. 1956/15) 
erwähnt. Sie verpflichten die Staaten, die beigetreten sind, zu einem humani­
tären Verhalten in den Bereichen, die durch die Abkommen geregelt sind, be­
rühren aber die Gewährung humanitärer Hilfe nur indirekt. Im europäischen 
Bereich sei noch der Beitritt zum Wiedereingliederungsfonds genannt. 
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